
 

Satzung der Stadt Biesenthal über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

(Erschließungsbeitragssatzung) 

 

Auf der Grundlage des §§ 127 ff. des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Art. 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587) 

geändert worden ist, in Verbindung mit §§ 3 und 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 der Kommunalverfassung für 

das Land Brandenburg vom 18.12.2007 (GVBI. I/07, Nr. 19, S. 286), zuletzt geändert durch Art. 1 des 

Gesetzes vom 19.06.2019 (GVBl. I/19, Nr. 38, S. 1) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 

Biesenthal in ihrer Sitzung am 23.07.2020 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 

Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

 

Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für Erschließungsanlagen erhebt die Stadt 

Biesenthal - nachstehend nur Stadt genannt - Erschließungsbeiträge nach den Vorschriften des Bau-

gesetzbuches (§§ 127 – 135 BauGB) sowie nach Maßgabe dieser Satzung. 

 

§ 2 

Art und Umfang der Erschließungsanlagen  

 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand: 

 

1. für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straßen und Wege 

 

a) in reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten und Mischgebieten  

aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 20 m Breite, 

bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 15 m Breite; 

b) in Gewerbegebieten, Sondergebieten, Industriegebieten, Kerngebieten 

aa) bei beidseitiger Bebaubarkeit bis zu 25 m Breite, 

bb) bei einseitiger Bebaubarkeit bis zu 20 m Breite;  

c) in Dauerkleingarten- und Wochenendhausgebieten bis zu 10 m Breite;  

 

2. für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Plätze bis zu 8 m Breite, 

 

3. für die nicht zum Anbau bestimmten, zur Erschließung der Baugebiete notwendigen Sam-

melstraßen der Baugebiete bis zu einer Breite von 21 m;  

 



4. für Parkflächen 

 

a) die Bestandteil der Erschließungsanlagen im Sinne von Nr. 1 – 3 sind, bis zu einer weiteren 

Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil der in Nr. 1 – 3 genannten Erschließungsanlagen sind, aber nach städ-

tebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind, bis 

zu 15.v. H. der Fläche der erschlossenen Grundstücke; § 6 Abs. 2 findet Anwendung;  

 

5. für Grünanlagen 

 

a) die Bestandteil der Erschließungsanlagen im Sinne von Nr. 1 – 3 sind, bis zu einer weiteren 

Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil der Erschließungsanlagen im Sinne von Nr. 1 – 3 sind, aber nach städ-

tebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind, bis 

zu 15 v. H. der Flächen der erschlossenen Grundstücke; § 6 Abs. 2 findet Anwendung; 

 

6. für die öffentlichen, aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht be-

fahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege) bis zu ei-

ner Breite von 5 m; 

 

7. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 

Bundesimmissionsschutzgesetzes (z.B. Lärmschutzanlagen), auch wenn sie nicht Bestandteil 

der Erschließungsanlagen sind.  

 

(2) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Erschließungs-

anlage die größte Breite.  

 

(3) Die in Abs. 1 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten.  

 

(4) Zu dem Erschließungsaufwand gehören insbesondere die Kosten für: 

 

a) den Erwerb der Grundflächen, 

b) die Freilegung der Grundflächen, 

c) die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers einschließlich des Unterbaus, der Befesti-

gung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder Vertiefungen, 

d) die erstmalige Herstellung von Rinnen sowie der Randsteine, 

e) die erstmalige Herstellung der Radwege, 

f) die erstmalige Herstellung der Gehwege, 

g) die erstmalige Herstellung der kombinierten Geh- und Radwege, 

h) die erstmalige Herstellung der Beleuchtungseinrichtungen, 

i) die erstmalige Herstellung der Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen, 

j) die erstmalige Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern, auch soweit sie au-

ßerhalb der in Abs. 1 genannten Breiten liegen, 

k) die erstmalige Herstellung des Anschlusses an andere Erschließungsanlagen, 

l) die erstmalige Übernahme von Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen, 

m) die erstmalige Herstellung von Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Um-

welteinwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (z.B. Lärmschutzanlagen), 

n) die erstmalige Herstellung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wegen des Eingriffs bei-

tragsfähiger Maßnahmen in Natur und Landschaft. 

 

(5) Für Parkflächen und Grünanlagen gilt Abs. 4 sinngemäß. 

 



(6) Der Erschließungsaufwand umfasst auch die Kosten, die für die Teile der Fahrbahn einer Orts-

durchfahrt einer Bundes-, Landes- oder Kreisstraße entstehen, die über die Breiten der erschlie-

ßenden freien Strecke hinausgehen. 

 

(7) Endet eine Erschließungsanlage mit einem Wendehammer, so vergrößern sich die in Abs. 1 ange-

gebenen Maße für den Bereich des Wendehammers um 8 m. Das gleiche gilt für den Bereich der 

Einmündung in andere bzw. Kreuzungen mit anderen Erschließungsanlagen. 

 

§ 3 

   Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 

 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand (§ 2) wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 

 

(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die einzelne Erschließungsanlage ermittelt. Die 

Stadt kann abweichend vom Satz 1 den beitragsfähigen Erschließungsaufwand für bestimmte Ab-

schnitte einer Erschließungsanlage ermitteln oder für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der 

Grundstücke eine Einheit bilden (Erschließungseinheit), ermitteln. 

 

§ 4 

Anteil der Stadt am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 

 

(1) Die Stadt Biesenthal trägt folgende Anteile am beitragsfähigen Erschließungsaufwand: 

 

a) für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straßen, Wege und Plätze für alle Kosten gemäß 

§ 2 Abs. 4 Buchstaben a) bis n): 

 

(1) Anliegerstraßen    25 v. H. 

(2)  Haupterschließungsstraßen   45 v. H. 

(3)  Hauptverkehrsstraßen    50 v. H. 

 

b) für die öffentlichen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen nicht be-

fahrbaren Verkehrsanlagen innerhalb der Baugebiete (z. B. Fußwege, Wohnwege) soweit sie 

nicht Bestandteil der in Abs. 1 Buchstaben a), Nr. 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen sind 

         

            25 v. H., 

 

c) für Sammelstraßen innerhalb der Baugebiete soweit sie nicht Bestandteil der in Abs. 1 Buch-

staben a), Nr. 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen sind. Sammelstraßen sind öffentliche Stra-

ßen, Wege und Plätze, die selbst nicht zum Anbau bestimmt, aber zur Erschließung der Bau-

gebiete notwendig sind   

 

        45 v. H., 

 

d) für Parkflächen und Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, soweit sie nicht Be-

standteil der in Abs. 1 Buchstaben a), Nr. 1 bis 3 genannten Verkehrsanlagen sind und nach 

städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig sind 

 

        25. v. H., 

 

e) für Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne 

des Bundesimmissionsschutzgesetzes (Immissionsschutzanlagen), auch wenn sie nicht Be-

standteil der Erschließungsanlagen sind  

 

        25 v. H.  



 

(2) Als zum Anbau bestimmte öffentlichen Straßen und Wege gelten: 

 

a) Anliegerstraßen: Straßen, die überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder der 

durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke dienen; 

 

b) Haupterschließungsstraßen: Straßen, die der Erschließung von Grundstücken und gleichzei-

tig dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten 

Ortsteilen dienen, soweit sie nicht Hauptverkehrsstraßen nach Buchstabe (c) sind; 

 

c) Hauptverkehrsstraßen: Straßen, die dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr oder dem 

überörtlichen Durchgangsverkehr dienen, insbesondere Bundes-, Landes- und Kreisstraßen. 

 

§ 5 

Abrechnungsgebiet 

  

Die von einer Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird 

ein Abschnitt einer Erschließungsanlage oder einer Erschließungseinheit abgerechnet, so bilden die 

von dem Abschnitt der Erschließungsanlage bzw. der Erschließungseinheit erschlossenen Grundstücke 

das Abrechnungsgebiet. 

 

§ 6 

Verteilung des umlagefähigen Ausbauaufwandes 

 

(1) Der nach den §§ 2 und 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird nach Abzug des Anteils der Stadt 

auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach deren Flächen verteilt. Dabei wird die 

unterschiedliche mögliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt. 

Die Verteilung des Aufwands auf diese Grundstücke erfolgt im Verhältnis zu den Nutzflächen, die sich 

für diese Grundstücke aus der Vervielfachung der Grundstücksfläche mit den nach Absatz 3 maßgebli-

chen Nutzungsfaktoren ergeben.  

 

(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken,  

 

a) die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der Rest-

fläche innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils liegen, die Gesamtfläche des 

Grundstücks, wenn es baulich oder gewerblich nutzbar ist;  

b) die über die Grenze des Bebauungsplanes in den Außenbereich hinausreichen, die Fläche im 

Bereich des Bebauungsplanes, wenn für diese darin eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 

festgesetzt ist;  

c) die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstücken, die 

über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Satzungsgebiet;  

d) für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht und die 

nicht unter den Buchstaben (e) fallen,  

 

1. wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) 

liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks; 

2. wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im Au-

ßenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche des Grundstücks zwischen der Erschließungs-

anlage und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand von 50 m zu ihr verläuft; Grund-

stücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, 

bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt;  

3. soweit sie – unabhängig von der Lage im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB) - nicht 

an die Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die 



der Erschließungsanlage zugewandt ist und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand von 

50 m zu ihr verläuft.  

 

e) die über die sich nach Buchstabe b) oder Buchstabe d) Nr. 2 ergebenden Grenzen hinaus 

bebaut oder gewerblich genutzt werden, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung bzw. 

im Fall von Buchstabe d) Nr. 2 der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite 

und einer Linie hierzu, die in dem gleichmäßigen Abstand verläuft, der der übergreifenden 

Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht. 

 

f) die nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise (z.B. Friedhöfe, Sport- 

und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten) nutzbar sind oder innerhalb des im Zusammen-

hang bebauten Ortsteils so genutzt werden, die Gesamtfläche des Grundstücks.  

 

(3) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei berücksichtigungspflichtigen Grundstücken, die baulich oder 

gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt. Zur Berücksichtigung des 

unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche nach Abs. 2 vervielfacht mit 1,0 bei einer Bebau-

barkeit mit einem Vollgeschoss. Der Nutzungsfaktor erhöht sich je weiteres Vollgeschoss um 0,25. 

 

Dabei sind Vollgeschosse alle oberirdischen Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 

1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragt. Geschosse, die ausschließlich der Unterbringung haus-

technischer Gebäudeausrüstungen dienen (Installationsgeschosse) sowie Hohlräume zwischen der 

obersten Decke und der Bedachung, in denen Aufenthaltsräume nicht möglich sind, gelten nicht als 

Vollgeschosse. Kirchengebäude werden stets als eingeschossige Gebäude behandelt. Besteht im Ein-

zelfall wegen der Besonderheiten des Bauwerks in ihm kein Vollgeschoss, so werden bei gewerblich 

oder industriell genutzten Grundstücken je angefangene 3,50 m und bei allen in anderer Weise baulich 

genutzten Grundstücken ja angefangene 2,20 m Höhe des Bauwerks (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss 

gerechnet. 

 

Bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise genutzt 

werden oder genutzt werden können (z.B. Friedhöfe, Sportanlagen, Freibäder, Dauerkleingärten) oder 

auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich genutzt werden können, beträgt der Nut-

zungsfaktor 0,5.  

 

(4) Für Grundstücke, die ganz oder teilweise innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes 

liegen, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse – jeweils bezogen auf die in Abs. 2 bestimmten Flächen 

– wie folgt:  

 

a) aus der im Bebauungsplan festgesetzten höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse;  

b) wenn im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der baulichen Anlagen 

festgesetzt ist, aus der durch 2,8 geteilten höchstzulässige Gebäudehöhe (Traufhöhe), wobei 

Bruchzahlen bis 0,49 auf die ganze Zahl abgerundet und Bruchzahlen ab 0,5 auf die ganze 

Zahl aufgerundet werden;  

c) wenn im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der baulichen An-

lagen, sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt ist, aus der durch 2,8 geteilten höchstzu-

lässigen Baumassenzahl, wobei Bruchzahlen bis 0,49 auf die ganze Zahl abgerundet und 

Bruchzahlen ab 0,5 auf die ganze Zahl aufgerundet wird;  

d) wenn nur Garagen, Stellplätze, Tiefgaragenanlagen oder Parkhäuser errichtet werden dürfen, 

ist ein Vollgeschoss je Nutzungsebene zu berücksichtigen;  

e) wenn im Bebauungsplan gewerbliche oder industrielle Nutzung ohne Bebauung oder mit einer 

untergeordneten baulichen Nutzungsmöglichkeit festgesetzt ist, ist ein Vollgeschoss zu be-

rücksichtigen;  

 



Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte oder zulässige Zahl der Vollgeschosse vorhanden, 

so ist diese zugrunde zu legen. Dies gilt entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder 

die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten wird.  

 

(5) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grundstücke, 

für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe nicht 

festsetzt, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34 

BauGB) liegen, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse:  

 

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse, 

wobei mindestens die zulässige Zahl der Vollgeschosse maßgeblich ist. Ist die Zahl der Voll-

geschosse wegen der Besonderheit des Bauwerks nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollge-

schosse die Höhe des Bauwerks geteilt durch 2,8 wobei Bruchzahlen bis 0,49 auf die ganze 

Zahl abgerundet und Bruchzahlen ab 0,5 auf die ganze Zahl aufgerundet wird,  

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken der 

näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse,  

c) bei Grundstücken auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, aus der 

Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene.  

 

(6) Die sich aus Abs. 3 ergebenden Nutzungsfaktoren erhöhen sich um:  

 

a) 0,5, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch 

Bebauungsplan ausgewiesenen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a BauNVO), Dorfgebietes (§ 

5 BauNVO) oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung 

innerhalb eines Bebauungsplangebietes überwiegend gewerblich oder überwiegend in einer 

der gewerblichen Nutzung ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-, Schul-, Post- und Bahnhofs-

gebäude, Praxen für freie Berufe) genutzt wird; 

b) 1,0, wenn das Grundstück innerhalb eines tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB) oder durch 

Bebauungsplan ausgewiesenen Gewerbe- (§ 8 BauNVO), Industrie- (§ 9 BauNVO) oder Son-

dergebietes (§ 11 BauNVO) liegt. 

 

(7) Bei der Beitragserhebung für selbstständige Grünanlagen findet Abs. 6 keine Anwendung.  

 

§ 7 

Mehrfacherschließung 

 

(1) Grundstücke, die durch mehrere Erschließungsanlagen im Sinne des § 127 Abs. 1 BauGB erschlos-

sen werden, sind zu jeder Erschließungsanlage beitragspflichtig, sofern mehrfach erschlossene Grund-

stücke nicht bei gemeinsamer Aufwandsermittlung in einer Erschließungseinheit bei der Verteilung des 

Erschließungsaufwandes nur einmal zu berücksichtigen sind.  

 

(2) Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken im Sinne des Absatzes 1, 1. Halbsatz wird bei der Ver-

teilung des Erschließungsaufwandes für die erste Erschließungsanlage 100% und für gleichartige Tei-

leinrichtungen der folgenden Erschließungsanlagen 50% des auf das Grundstück entfallenden Erschlie-

ßungsaufwands in Ansatz gebracht. 

 

Dies gilt nicht für überwiegend gewerblich oder industriell genutzte oder nutzbare Grundstücke.  

 

 

 

 

 

 

 



§ 8 

Kostenspaltung 

 

Der Erschließungsbeitrag kann für  

 

 1.  den Grunderwerb, 

 2.  die Freilegung, 

 3.  die Fahrbahn,  

 4.  die Radwege,  

 5.  die Gehwege 

 6. die gemeinsamen Geh- und Radwege, 

 7.  die unselbständigen Parkflächen, 

 8.  die unselbständigen Grünanlagen, 

 9.  die Beleuchtungseinrichtungen, 

 10. die Entwässerungseinrichtungen, 

 11.die Immissionsschutzanlagen,  

 12. die Mischflächen 

  

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. Mischflächen i. S. von Nr. 12 sind solche 

Flächen, bei denen innerhalb der Straßenbegrenzungslinien Funktionen der in Nr. 3 – 7 genannten 

Teileinrichtungen miteinander kombiniert sind und bei der Gliederung der Erschließungsanlage ganz 

oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichtet wird. 

 

§ 9 

  Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 

 

(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Fahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen, Sammelstraßen 

und selbständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn 

  

a) die Bestandteile gemäß dem Bauprogramm und entsprechend Abs. 2 fertiggestellt sind und 

b) ihre Flächen im Eigentum der Stadt stehen. 

 

(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage sind endgültig hergestellt, wenn 

  

a) Fahrbahnen, Gehwege, kombinierte Geh- und Radwege oder Radwege eine Befestigung mit 

einem tragfähigen Unterbau und Decke aus Asphalt, Beton, Pflaster, Platten oder einem ähn-

lichen Material neuzeitlicher Bauweise aufweisen; 

b) unselbständige und selbständige Parkflächen eine Befestigung mit tragfähigen Unterbau und 

Decke aus Asphalt, Beton, Pflaster, Platten, Rasengittersteinen oder einem ähnlichen Material 

neuzeitlicher Bauweise bestehen; 

c) unselbständige Grünanlagen und Straßenbegleitgrün gärtnerisch gestaltet sind; 

d) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) hergestellt und die unbe-

festigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind; 

e) Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig hergestellt und Immissions-

schutzanlagen funktionstüchtig sind. 

 

§ 10 

Entstehen der sachlichen Beitragspflicht 

 

(1) Die sachlichen Beitragspflichten entstehen mit der endgültigen Herstellung der Erschließungsan-

lage, im Falle der Abschnittsbildung mit der endgültigen Herstellung des Abschnittes, im Falle der Er-

schließungseinheit mit der endgültigen Herstellung aller die Einheit bildenden Erschließungsanlagen. 

 



(2) In den Fällen der Kostenspaltung entstehen die sachlichen Beitragspflichten mit Abschluss der Maß-

nahme, deren Aufwand durch den Teilbetrag gedeckt werden soll, und der Anordnung der Kostenspal-

tung. 

 

(3) Im Fall des § 128 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB entstehen die sachlichen Beitragspflichten mit der 

Übernahme der Anlagen als gemeindliche Erschließungsanlagen durch die Stadt. 

 

§ 11 

Vorausleistungen 

 

Für ein Grundstück, für das eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem Umfang entstanden ist, 

können Vorausleistungen auf den Erschließungsbeitrag bis zur Höhe des voraussichtlichen endgültigen 

Erschließungsbeitrags verlangt werden, wenn ein Bauvorhaben auf dem Grundstück genehmigt wird 

oder wenn mit der Herstellung der Erschließungsanlagen begonnen worden ist und die endgültige Her-

stellung der Erschließungsanlagen innerhalb von vier Jahren zu erwarten ist. Die Vorausleistung ist mit 

der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der Vorausleistende nicht beitragspflichtig 

ist. 

 

§ 12 

Ablösung des Erschließungsbeitrages  

 

Der Betrag einer Ablösung nach § 133 Abs. 3 Satz 5 BauGB bestimmt sich nach der voraussichtlichen 

Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages. Der Aufwand wird 

abweichend durch Kostenvoranschlag oder Ausschreibung ermittelt. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung 

besteht nicht. 

 

§ 13 

Inkrafttreten 

 

Diese Erschließungsbeitragssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

 

 

 

Biesenthal, den 24.07.2020 

 

 

Nedlin 

Amtsdirektor  


